
kommt es jetzt vor allem darauf an, das Verfahren für 
jeden Beteiligten verständlich darzustellen.

Zu diesem Zweck ist es notwendig, das neue Verfah­
rensgesetz — unter Voranstellung der grundsätzlichen 
Bestimmungen über die Aufgaben der Gerichte und 
die Rechte der Beteiligten — noch konsequenter nach 
dem typischen chronologischen Ablauf des Verfahrens 
zu gliedern. Den Hauptteil muß dabei das 'Verfahren 
vor dem Kreisgericht bilden, das mit der Einleitung 
des Verfahrens durch Erhebung einer Klage oder Stel­
lung eines Antrags beginnt und mit der Durchsetzung 
der Entscheidung im Wege der Vollstreckung endet.

Danach muß das Verfahren vor dem Bezirksgericht als 
Berufungs- oder Beschwerdegericht geregelt werden. 
In weiteren Teilen sind die besonderen Verfahrensar­
ten, z. B. die Entmündigung und die Todeserklärung, 
sowie die Kassation und die Wiederaufnahme eines 
rechtskräftig abgeschlossenen Verfahrens, die Kosten­
bestimmungen und die Bestimmungen über den Rechts­
verkehr mit anderen Staaten zu regeln.

Ein solcher Gliederungsvorschlag bedeutet, auf einen 
sog. allgemeinen Teil zu verzichten. Die allgemeinen 
Vorschriften sind dort zu regeln, wo ihre Anwendung 
während des Verfahrens zum ersten Male notwendig 
ist. Sie gelten dann auch für alle weiteren Verfahrens­
abschnitte.
Das Wesentliche am neuen Gesetz ist die inhaltliche 
Ausgestaltung der einzelnen Teile und der Einzelbe­
stimmungen. Dabei muß im Interesse der Übersicht­
lichkeit und Verständlichkeit des Gesetzes und insbe­
sondere im Interesse einer rationellen und effektiven 
Verfahrensdurchführung jeder Tendenz nach Perfek­
tionismus entgegengetreten und auf formale und re­
glementierende Einzelbestimmungen sowie auf über­
holte Prozeßinstitute verzichtet werden. Aus dem 
gleichen Grunde ist auch davon abzusehen, alle Ein­
zelfragen der Vollstreckung in das neue Gesetz auf­
zunehmen. Es erscheint weitaus zweckmäßiger, solche 
Komplexe wie die Vollstreckung in das Arbeitsein­
kommen (Lohnpfändung), den gerichtlichen Verkauf 
von Grundstücken (bisher: Zwangsversteigerung und 
Zwangsverwaltung) und die Vollstreckung im Falle 
der Überschuldung (bisher: Konkurs) in besonderen 
Normativakten (Verordnungen) zu regeln. An die Stelle 
der bisherigen, teilweise längst überholten Bestimmun­
gen müssen Regelungen treten, die den Erfordernissen 
der entwickelten sozialistischen gesellschaftlichen Ver­
hältnisse entsprechen. Dadurch kann das neue Gesetz 
in seinem Umfang auf das Notwendige konzentriert 
werden. Soweit Regelungen in anderen Gesetzen, z. B. 
im Gerichtsverfassungsgesetz, erfolgen, ist eine noch­
malige Regelung im Verfahrensgesetz zu vermeiden.
Es ist daher nicht möglich, bei der Ausarbeitung und 
später bei der Anwendung des neuen Gesetzes die 
neuen Regelungen mit den bisherigen durch einfache 
Gegenüberstellung zu vergleichen. Das gilt auch für die 
gegenwärtig geltenden neueren Regelungen, wie die 
Arbeitsgerichtsordnung, die Familienverfahrensord­
nung oder die Vereinfachungsverordnung, da diese nur 
Einzelgebiete herausgreifen und auf der noch gelten­
den Zivilprozeßordnung aufbauen.
Neu durchdacht werden müssen ganze Regelungskom­
plexe, wie z. B. die Einbeziehung Dritter in das Ver­
fahren, die Bestätigung einer Einigung, die Verkün­
dung und Absetzung der Entscheidung, das Berufungs­
verfahren, die Kostenbestimmungen u. a. m.
Im folgenden werden einige Gedanken dargelegt, die 
nach dem jetzigen Stand der Arbeiten am Verfahrens­
gesetz für dessen Ausgestaltung und spätere Anwen­
dung bestimmend sein sollten.

Grundsätzliche Bestimmungen des Verfahrensgesetzes

Im neuen Verfahrensgesetz sollten diejenigen grund­
sätzlichen Bestimmungen an den Anfang gestellt wer­
den, die für die Anwendung aller Regelungen in den 
einzelnen Verfahrensabschnitten richtungweisend 
sind. Ziel des Gesetzes ist die Regelung der Aufgaben 
und der Arbeitsweise der Kreisgerichte, der Bezirksge­
richte und des Obersten Gerichts bei der Verhandlung 
und Entscheidung von Rechtsstreitigkeiten und anderen 
Rechtsangelegenheiten auf dem Gebiet des Zivil-, Fa­
milien- und Arbeitsrechts und bei der Vollstreckung. 
Da die Aufgaben der Rechtsprechung selbst im Gerichts­
verfassungsgesetz geregelt sind, kann auf eine Wieder­
holung im Verfahrensgesetz verzichtet werden. Hier 
kommt es darauf an, die sich daraus ergebenden spezi­
fischen Aufgaben der Gerichte zu konkretisieren.

Grundsätzliche Pflichten des Gerichts

Die Gerichte haben die Verfahrensbeteiligten über ihre 
Rechte und Pflichten zu beraten und sie bei der Wahr­
nehmung ihrer Rechte zu unterstützen, damit niemand 
wegen fehlender Rechtskenntnisse Nachteile erleidet. 
Sie haben mit ihrer Tätigkeit dazu beizutragen, daß die 
Einhaltung des sozialistischen Rechts zur festen Ge­
wohnheit aller Bürger wird.
Dazu ist eine konzentrierte und zügige Verfahrensdurch­
führung erforderlich, die nicht nur die Aufklärung des 
Sachverhalts und die wahrheitsgemäße Feststellung der 
für die Entscheidung erheblichen Tatsachen zum Inhalt 
hat, sondern auch darauf gerichtet ist, die Ursachen, Be­
dingungen und Auswirkungen des Streitfalls zu über­
winden und die Durchsetzung der Entscheidung zu si­
chern.

Stellung der Prozeßparteien

Aus dieser Aufgabenstellung ergibt sich das Verhältnis 
zu den Prozeßparteien, die unter Leitung des Gerichts 
zur aktiven Mitwirkung am Verfahren berechtigt und 
verpflichtet sind. Die Vertretung der Prozeßparteien, 
insbesondere durch in der DDR zugelassene Rechtsan­
wälte, ist gewährleistet. In Arbeitsrechtssachen können 
die Werktätigen einen Gewerkschaftsfunktionär mit der 
Wahrnehmung ihrer Rechte beauftragen. Damit wird 
ihr Recht, sich eines Rechtsanwalts zu bedienen, aber 
nicht eingeschränkt. Insoweit sollen die bisherigen Re­
gelungen, wonach die Mitwirkung eines Rechtsanwalts 
im Arbeitsrechtsverfahren vor dem Kreisgericht nicht 
zulässig war, erweitert werden.

Gesellschaftliche Mitwirkung

Der demokratische Charakter des Verfahrens in Zivil-, 
Familien- und Arbeitsrechtssachen kommt besonders 
durch die Mitwirkung von Beauftragten der Kollektive 
von Werktätigen und gesellschaftlichen Organisationen 
zum Ausdruck, die dem Gericht die Auffassung ihres 
Kollektivs über den Streitfall, seine Ursachen, Bedin­
gungen und Auswirkungen darlegen sollen.

Stellung des FDGB

Als grundsätzliche Bestimmung soll auch das Recht des 
FDGB aufgenommen werden, in Wahrnehmung seiner 
sich aus der Verfassung und der Satzung des FDGB 
ergebenden Aufgaben zur Wahrung der Rechte der 
Werktätigen im Verfahren mitzuwirken. Das soll nicht 
nur die Arbeitsrechtssachen betreffen, in denen der 
FDGB auf Grund seiner besonderen Verantwortung 
für die Einhaltung des sozialistischen Arbeitsrechts 
selbständig Anträge stellen und die Prozeßvertretung 
für Werktätige übernehmen kann. Der FDGB soll 
als Interessenvertretung der Werktätigen auch in sol-

426


